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Gesetz zur Stärkung des fairen Wett-
bewerbs – Neuregelungen im UWG
Dr. Andreas Ottofülling

I. EINLEITUNG
Das Gesetz zur Stärkung des fairen Wettbewerbs ist seit
einigen Monaten in Kraft. Es hat zu Änderungen in fol-
genden Gesetzen geführt:

• Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG)
• Unterlassungsklagengesetz (UKlaG)
• Gerichtskostengesetz (GKG)
• Urheberrechtsgesetz (UrhG)
• Designgesetz (DesignG)
• EU-Verbraucherschutzdurchführungsgesetz (EU-

VSchDG)
• Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB)
• Buchpreisbindungsgesetz (BuchprG)

Der folgende Beitrag geht an dieser Stelle nur auf die 
Änderungen im Gesetz gegen den unlauteren Wettbe-
werb (UWG) ein und auch nur insoweit, als die Änderun-
gen und Neureglungen für die Kfz-Branche von Belang 
sind.  

Der Gesetzgeber hat sich schon in der Vergangenheit um 
einen sogenannten Abmahnmissbrauch gekümmert, 
weil vermehrt das in Deutschland bewährte System der 
außergerichtlichen Streitbeilegung durch Abmahnun-
gen durch unseriöse Abmahnvereine und Anwaltsab-
mahner in Verruf geraten ist. Vor allem ging es um mas-
senhafte Abmahnungen von (kleinen) Online-Händlern 
ZHJHQ�9HUVW¸¡HQ�JHJHQ�GLH�,PSUHVVXPVSȵLFKWHQ�QDFK�
i���70*�VRZLH�9HUEUDXFKHULQIRUPDWLRQVSȵLFKWHQ�QDFK�
Art. 246 ff. EGBGB. Es ging aber auch spezielle regelun-
gen in den verschiedenen Energieverbrauchskennzeich-
nungsverordnungen – in der Kfz-Branche vornehmlich 
um die regelungen der personenkraftwagenenergie-
verbrauchskennzeichnungsverordnung – kurz: pkw-En-
9.9� Ȃ� VRZLH� EHVWLPPWHQ�.HQQ]HLFKQXQJVSȵLFKWHQ�EHL�
Lebensmitteln, aber auch um Allgemeine Geschäfts-
bedingungen (beispielhaft sei verwiesen auf eine Aus-
wertung von Trusted Shops im Online-Handel 2015: ht-
tps://www.trustedshops.de/info/wp-content/uploads/
sites/7/2015/11/20151110_Auswertung-Abmahnstudie.
pdf).

So wurden bereits durch das Gesetz gegen unseriöse 
Geschäftspraktiken vom 09.10.2013 (BGBl. i S. 3714) 
Gegenansprüche bei missbräuchlichen Abmahnungen 
in § 8 Abs. 4 S. 2 und S. 3 UWG eingeführt. 

Die gerichtliche praxis der zurückliegenden Jahre zeigt 
jedoch, dass es sich um eine sehr geringe Anzahl an Vor-
gängen handelt. So hat richter am OLG Dr. Martin Hohl-
weck, LL.M, 404 Entscheidungen aus den letzten Jahren, 
die im Bereich des Lauterkeitsrechts vom 6. Zivilsenat 
des OLG Köln getroffen worden sind, durchgesehen (vgl. 
Hohlweck, Wrp 2020, 266, 267 – Das Gesetz zur Stär-
kung des fairen Wettbewerbs – Heilmittel oder place-
bo?). in insgesamt 43 Fällen ergebe sich aus den Ent-
scheidungen, dass der Einwand des rechtsmissbrauchs 
erhoben worden sei. Das OLG Köln habe in vier Fällen 
den Einwand für begründet erachtet, wobei in einem 
Fall der BGH anschließend die Entscheidung korrigiert 
habe. 

im Ergebnis verbleiben damit drei Fälle, in denen ein 
rechtsmissbrauch rechtskräftig festgestellt wurde. Das 
sind in Summe deutlich weniger als ein prozent der un-
tersuchten Urteile. 

Einer solchen Faktenlage steht aber nicht selten eine 
andere Gefühlslage gegenüber – bspw. im Falle der 
zigtausendfachen rechtsverfolgung durch einen Um-
weltverband, der massiv in den letzten Jahren in der 
Kfz-Branche Automobilhändler und Automobilherstel-
ler wegen diverser Verstöße gegen die pkw-EnVKV abge-
mahnt hat. Hier wurde von vielen der Abgemahnten ein 
rechtsmissbrauch angenommen (Näheres dazu unter 
punkt iii. 2.).

II. GESETZGEBUNGSVERFAHREN

Das Bundesministerium der Justiz und für Verbrau-
cherschutz hatte schon im September 2018 einen re-
ferentenentwurf zur Stärkung des fairen Wettbewerbs 
vorgelegt (www.bmjv.de – dort unter: „refE fairen Wett-
bewerbs“). Die ursprünglich geplante rasche Umsetzung 
misslang. 

Nach der ersten Lesung im Bundestag im September 
2019 und einer anschließenden Expertenanhörung im 
Oktober 2019 verständigten sich die Fraktionsspitzen 
der regierungskoalition im Juli 2020 auf ein weiteres 
Vorgehen, sodass im September 2020 schließlich eine 
Empfehlung des Ausschusses für recht und Verbrau-
cherfragen die Annahme des regierungsentwurfs mit 
einigen Änderungen empfahl. 
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Noch im gleichen Monat nahm der Bundestag die Fas-
sung an und leitete den Beschluss an den Bundesrat 
weiter. Dieser stimmte schließlich zu und das Gesetz zur 
Stärkung des fairen Wettbewerbs wurde am 26.11.2020 
im Bundesgesetzblatt (BGBl. i S. 2568) veröffentlicht. 
Einige regelungen – namentlich die in § 8 Abs. 3 UWG 
(Art. 9 Abs. 2 Nr. 1 Gesetz zur Stärkung des fairen Wett-
bewerbs) – treten erst am 01.12.2021 in Kraft.

III. NEUREGELUNGEN

1. Klagebefugnis der Mitbewerber

Unterlassungs- und Beseitigungsansprüche können un-
ter anderem Mitbewerber geltend machen, das ist schon 
seit mehr als 100 Jahren im UWG geregelt. Da in den 
zurückliegenden Jahren immer mehr kleine Unterneh-
men – nicht selten sogenannte Kleingewerbetreibende 
oder nebenerwerblich Tätige aus dem Bereich des On-
linehandels – rechtsverfolgend tätig wurden, teilweise 
nur als Strohmänner für dahinter stehende Anwälte 
oder sonstige Dritte fungierten, hat der Gesetzgeber 
eine Einschränkung dahingehend vorgenommen, dass 
als Mitbewerber nur noch derjenige abmahnberechtigt 
ist, „der Waren oder Dienstleistungen in nicht nur 
unerheblichem Maße und nicht nur gelegentlich 
vertreibt oder nachfragt.“ (§ 8 Abs. 3 Nr. 1 UWG).

Hintergrund für diese Ergänzung bei der Mitbewerber-
eigenschaft ist, dass der Gesetzgeber dem in der Ver-
gangenheit immer wieder beobachteten Missverhält-
nis zwischen der eigentlichen Geschäftstätigkeit zur 
Abmahntätigkeit einen riegel vorschieben will. Es hat 
nämlich abmahnende Kleinstunternehmen gegeben, 
die ein Vielfaches an Anwalts- und Gerichtskostenrisi-
ken gegenüber dem hatten, was sie mit ihrer Geschäfts-
tätigkeit an Umsatz aufweisen konnten. 

Nach dem Willen des Gesetzgebers kommt es künftig 
auf das tatsächliche Vertreiben und Abnehmen von 
Waren oder Dienstleistungen an und nicht nur auf das 
bloße Anbieten bspw. einiger weniger hochpreisiger 
produkte. 

Die Zukunft wird zeigen, wie hoch die Gerichte die Mess-
latte für das Tatbestandsmerkmal „in nicht unerheb-
lichem Maße“ legen werden. Wenn der Abmahnende 
keine entsprechenden Nachweis erbringen kann, dann 
wird ein Gericht seine Anspruchsberechtigung vernei-
nen.

in der Begründung zum regierungsentwurf (Begr. zum 
5HJ(��%7�'UXFNV������������6������EHȴQGHW�VLFK�QRFK�HLQ�
Hinweis, der zwar keinen direkten Eingang in die ge-
setzliche Neuregelung gefunden hat, der aber als Aus-
legungsmaßstab hilfreich ist. Es heißt: 

„Spricht der Mitbewerber eine größere Anzahl von Ab-
mahnungen aus, muss entsprechend der Umfang der 
geschäftlichen Tätigkeit größer sein.“ 

Genau genommen handelt es sich hierbei jedoch um ein 
Kriterium, das bei der Frage eines möglichen Missbrauchs 
der Klagebefugnis gemäß § 8c Abs. 2 Nr. 2 UWG berück-
sichtigt werden muss. Dort heißt es unter anderem: 

„Eine missbräuchliche Geltendmachung ist im Zweifel 
anzunehmen, wenn … die geltend gemachten Verstöße 
außer Verhältnis zum Umfang der eigenen Geschäfts-
tätigkeit steht oder wenn anzunehmen ist, dass der 
Mitbewerber das wirtschaftliche Risiko seines au-
ßergerichtlichen oder gerichtlichen Vorgehens nicht 
selbst trägt, …“.

���.ODJHEHIXJQLV�TXDOLȴ]LHUWHU�:LUWVFKDIWVYHUE¦QGH

Die Ansprüche nach § 8 Abs. 1 UWG können aber auch 
von rechtsfähigen 9HUE¦QGHQ zur Förderung gewerbli-
FKHU� RGHU� VHOEVW¦QGLJHU� EHUXȵLFKHU� ,QWHUHVVHQ� JHOWHQG�
gemacht werden, soweit ihnen eine erhebliche Zahl von 
Unternehmen angehört, die Waren oder Dienstleistun-
gen gleicher oder verwandter Art auf demselben Markt 
vertreiben, wenn sie insbesondere nach ihrer personel-
OHQ�� VDFKOLFKHQ� XQG� ȴQDQ]LHOOHQ� $XVVWDWWXQJ� LPVWDQGH�
sind, ihre satzungsgemäßen Aufgaben der Verfolgung 
JHZHUEOLFKHU� RGHU� VHOEVW¦QGLJHU� EHUXȵLFKHU� ,QWHUHVVHQ�
tatsächlich wahrzunehmen und soweit die Zuwiderhand-
lung die interessen ihrer Mitglieder berührt (§ 8 Abs. 3 
Nr. 2 UWG). Diese regelung gilt noch bis zum 30.11.2021.

Ab dem 01.12.2021 lautet die regelung wie folgt:

„Die Ansprüche aus Absatz 1 stehen zu: 

1. …,
2. denjenigen rechtsfähigen Verbänden zur Förderung
JHZHUEOLFKHU�RGHU�VHOEVWVW¦QGLJHU�EHUXȵLFKHU�,QWHUHV-
VHQ��GLH�LQ�GHU�/LVWH�GHU�TXDOLȴ]LHUWHQ�:LUWVFKDIWVYHU-
bände nach § 8b eingetragen sind, soweit ihnen eine
erhebliche Zahl von Unternehmern angehört, die Wa-
ren oder Dienstleistungen gleicher oder verwandter
Art auf demselben Markt vertreiben, und die Zuwider-
handlung die Interessen ihrer Mitglieder berührt,“.

Zum einen wird mit dem Auslaufen der bisherigen re-
gelung den Gerichten ein gewisser prüfungsaufwand 
bei Verbandsklagen erspart, weil sie sich zunächst ein-
mal an der Liste�GHU�TXDOLȴ]LHUWHQ�:LUWVFKDIWVYHUE¦Q-
de orientieren können. insoweit ist in § 8b UWG das 
Folgende geregelt:

„(1) Das Bundesamt für Justiz führt eine Liste der qua-
OLȴ]LHUWHQ�:LUWVFKDIWVYHUE¦QGH�XQG�YHU¸IIHQWOLFKW�VLH�
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in der jeweils aktuellen Fassung auf seiner Internet-
seite.

(2) Ein rechtsfähiger Verband, zu dessen satzungsmä-
ßigen Aufgaben es gehört, gewerbliche oder selbst-
VW¦QGLJH� EHUXȵLFKH� ,QWHUHVVHQ� ]X� YHUIROJHQ� XQG� ]X�
fördern sowie zu Fragen des lauteren Wettbewerbs zu
beraten und zu informieren, wird auf seinen Antrag in
die Liste eingetragen, wenn
1. er mindestens 75 Unternehmer als Mitglieder hat,
2. er zum Zeitpunkt der Antragstellung seit mindes-

tens einem Jahr seine satzungsmäßigen Aufgaben
wahrgenommen hat,

3. auf Grund seiner bisherigen Tätigkeit sowie
VHLQHU� SHUVRQHOOHQ�� VDFKOLFKHQ� XQG� ȴQDQ]LHO-
len Ausstattung gesichert erscheint, dass er
a) seine satzungsmäßigen Aufga- 
 ben auch künftig dauerhaft wirk- 
 sam und sachgerecht erfüllen wird und 
b) seine Ansprüche nicht vorwiegend geltend- 
 machen wird, um für sich Einnahmen aus Ab- 
 mahnungen oder Vertragsstrafen zu erzielen,

4. seinen Mitgliedern keine Zuwendungen aus dem
Verbandsvermögen gewährt werden und Perso-
nen, die für den Verband tätig sind, nicht durch
unangemessen hohe Vergütungen oder andere Zu-
wendungen begünstigt werden.

(3) § 4 Absatz 3 und 4 sowie die §§ 4a bis 4d des Unter-
lassungsklagengesetzes sind entsprechend anzuwen-
den.“

Wenn also nach dem 01.12.2021 ein Verband nicht in 
der Liste beim Bundesamt für Justiz und Verbraucher-
schutz eingetragen ist, fehlt bereits dessen Anspruchs-
berechtigung. ist hingegen die Eintragung erfolgt, dann 
sind die Zivilgerichte daran gebunden. 

Allerdings prüfen die Gerichte im rahmen der Klage-
befugnis, ob die prozessführung in dem konkreten Fall 
von dem Verbandszweck umfasst ist. Das ist bei dem 
Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH), der seit Jahren aktiv 
rechtsverfolgend gegen Automobilhändler und Automo-
bilhersteller sowie importeure wegen diverser Verstöße 
gegen die pkw-EnVKV vorgeht, vom Bundesgerichtshof 
(BGH) einerseits bejaht worden. Andererseits aber hat 
der BGH einen rechtsmissbrauch verneint (BGH, Urteil 
vom 04.07.2019, Az. i Zr 149/18, abgedruckt in Wrp 
2019, 1182 rn. 28, 40 ff. – Umwelthilfe). Dies mit unter 
anderem folgender Begründung (3. Leitsatz des vorge-
nannten BGH-Urteils): 

„Überschüsse aus einer Marktverfolgungstätigkeit 
und ihre Verwendung (auch) für andere Zwecke als 
die Verfolgung von Wettbewerbsverstößen im Ver-
braucherinteresse sind jedenfalls solange kein In-

diz für eine rechtmissbräuchliche Geltendmachung 
von Ansprüchen, wie der Verbraucherschutz durch 
Marktüberwachung als Verbandszweck nicht ledig-
lich vorgeschoben ist, tatsächlich aber nur dazu dient, 
(LQQDKPHQ�]X�HU]LHOHQ�XQG�GDPLW�3URMHNWH�]X�ȴQDQ-
zieren, die nicht dem Verbraucherschutz durch die 
Verfolgung von Wettbewerbsverstößen dienen.“ 

���.ODJHEHIXJQLV�YRQ�9HUEUDXFKHUYHUE¦QGHQ

Hinsichtlich der Klagebefugnis der (nationalen und 
HXURS¦LVFKHQ) Verbraucherverbände (§ 8 Abs. 3 Nr. 3 
8:*�� Ȃ� DOVR� GHU� TXDOLȴ]LHUWHQ� (LQULFKWXQJHQ�QDFK� i���
UKlaG und derjenigen Verbände, die in das entspre-
chende Verzeichnis der Europäischen Union (Verzeich-
nis der Europäischen Kommission nach Art. 4 Abs. 3 
der richtlinie 2009/22/EG des Europäischen parlaments 
und des rates vom 23. April 2009 über Unterlassungs-
klagen zum Schutz der Verbraucherinteressen (ABl. L 
110 vom 1.5.2009, S. 30)) eingetragen sind – bleibt im 
Wesentlichen unverändert zur bisherigen rechtslage.

4. Klagebefugnis von Kammern

Hier hat es eine deutliche Erweiterung der Klagebefug-
ten gegeben. Konnten bisher nur die Industrie- und 
Handelskammern sowie die Handwerkskammern 
entsprechende Unterlassungs- und Beseitigungsan-
sprüche geltend machen, werden ab dem 01.12.2021 
zudem auch die nach der Handwerksordnung errichte-
ten Organisationen und andere EHUXIVVW¦QGLVFKH�.¸U-
perschaften des öffentlichen rechts im rahmen der 
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Erfüllung ihrer Aufgaben sowie den Gewerkschaften 
im rahmen der Erfüllung ihrer Aufgaben bei der Vertre-
WXQJ� VHOEVW¦QGLJHU� EHUXȵLFKHU� ,QWHUHVVHQ� NODJHEHIXJW�
sein (§ 8 Abs. 3 Nr. 4 UWG). 

Es bleibt abzuwarten, ob dies zu einer verstärkten 
rechtsverfolgung im Automobil- und Sachverständigen-
bereich führen wird. Denn dann können Wettbewerbs-
verstöße nach dem UWG gegen (öffentlich bestellte und 
YHUHLGLJWH��]HUWLȴ]LHUWH��YHUEDQGVDQHUNDQQWH�RGHU�DXFK�
selbsternannte) Sachverständige für Kfz-Schäden und 
Bewertung oder auch gegen diejenigen anderer Kfz-
gebundener Sachgebiete ebenso abgemahnt werden 
wie lauterkeitsrechtliche Verstöße, die von Autohäusern 
und reparaturwerkstätten begangen werden. Konkret 
könnte künftig also auch eine Kreishandwerkerschaft 
eine Abmahnung aussprechen.

5. Ruhen der Eintragung

)¾U� GLH� UHFKWVI¦KLJHQ� 9HUE¦QGH� XQG� GLH� TXDOLȴ]LHUWHQ�
Einrichtungen (§ 8 Abs. 3 Nr. 2 und 3 UWG) ist geregelt, 
dass sie keine Unterlassungs- und Beseitigungsansprü-
che geltend machen können, solange ihre Eintragung 
LQ�GLH�/LVWH�GHU�TXDOLȴ]LHUWHQ�:LUWVFKDIWVYHUE¦QGH�XQG�
GLH� /LVWHQ�GHU� TXDOLȴ]LHUWHQ� �QDWLRQDOHQ�RGHU� HXURS¦L-
schen) Einrichtungen ruht, so ausdrücklich geregelt in 
§ 8 Abs. 4 UWG.

'LH�(LQ]HOKHLWHQ�GD]X�ȴQGHQ� VLFK� LQ� i��F�$EV����XQG���
UKlaG. Danach kann das Bundesamt für Justiz das ru-
hen der Eintragung für einen Zeitraum von längstens 
drei Monaten anordnen. Und zwar dann, wenn aufgrund 
tatsächlicher Anhaltspunkte damit zu rechnen ist, dass 
GLH�(LQWUDJXQJ�LQ�GLH�/LVWH�GHU�TXDOLȴ]LHUHQ�(LQULFKWXQ-
gen zurückzunehmen oder zu widerrufen ist. Das kann 
dann der Fall sein, wenn die Voraussetzungen für die 
Eintragung nicht vorlagen oder weggefallen sind. Dazu 
im Einzelnen: siehe oben iii. 2. bei § 8b Abs. 2 UWG.

���0LVVEU¦XFKOLFKH�*HOWHQGPDFKXQJ�YRQ�$QVSU¾FKHQ

Das Gesetz zur Stärkung des fairen Wettbewerbs hat ei-
nes der Grundanliegen des Gesetzgebers (vgl. BT-Drucks. 
19/12084, S. 19) – nämlich das Verbot der missbräuch-
lichen Geltendmachung von Ansprüchen, in einer eige-
nen rechtsnorm (§ 8 C UWG) festgeschrieben. Danach 
ist die Geltendmachung von Unterlassungs- und Besei-
tigungsansprüchen unzulässig, wenn sie „unter Berück-
sichtigung der gesamten Umstände missbräuchlich ist.“ 
Diese in § 8 Abs. 1 UWG enthaltene generalklauselartige 
Formulierung wird im zweiten Absatz der Vorschrift wie 
folgt konkretisiert:

„(2) Eine missbräuchliche Geltendmachung ist im 
Zweifel anzunehmen, wenn

1. die Geltendmachung der Ansprüche vorwiegend
dazu dient, gegen den Zuwiderhandelnden einen
Anspruch auf Ersatz von Aufwendungen oder von
Kosten der Rechtsverfolgung oder die Zahlung ei-
ner Vertragsstrafe entstehen zu lassen,

2. ein Mitbewerber eine erhebliche Anzahl von Ver-
stößen gegen die gleiche Rechtsvorschrift durch
Abmahnungen geltend macht, wenn die Anzahl
der geltend gemachten Verstöße außer Verhält-
nis zum Umfang der eigenen Geschäftstätigkeit
steht oder wenn anzunehmen ist, dass der Mitbe-
werber das wirtschaftliche Risiko seines außer-
gerichtlichen oder gerichtlichen Vorgehens nicht
selbst trägt,

3. ein Mitbewerber den Gegenstandswert für eine
Abmahnung unangemessen hoch ansetzt,

4. offensichtlich überhöhte Vertragsstrafen verein-
bart oder gefordert werden,

5. HLQH�YRUJHVFKODJHQH�8QWHUODVVXQJVYHUSȵLFKWXQJ�
offensichtlich über die abgemahnte Rechtsverlet-
zung hinausgeht,

6. mehrere Zuwiderhandlungen, die zusammen
hätten abgemahnt werden können, einzeln abge-
mahnt werden oder

7. wegen einer Zuwiderhandlung, für die mehre-
re Zuwiderhandelnde verantwortlich sind, die
Ansprüche gegen die Zuwiderhandelnden ohne
sachlichen Grund nicht zusammen geltend ge-
macht werden.“

Bereits der einleitende Satz, wonach im Zweifel an-
zunehmen sei, dass …, macht deutlich, die Gerichte 
müssen künftig eine umfassende Würdigung der Ge-
samtumstände vornehmen. Die Erfüllung eine der ge-
nannten Konstellationen ist lediglich ein indiz für einen 
Missbrauch – ähnlich auch die Begründung zum regie-
rungsentwurf (BT.-Drucks. 19/12084, S. 29)., allerdings 
mit dem Vorteil, dass die wesentlichen Missbrauchsin-
dizien nun bereits im Gesetz genannt sind.

7. Gegenansprüche

Das Gesetz gibt dem missbräuchlich Abgemahnten Ge-
genansprüche gegen den Abmahner (§ 8c Abs. 3 UWG). 
Damit soll dem Betreffenden eine Art Waffengleichheit 
ermöglicht werden, denn er kann vom Anspruchsteller 
Ersatz der für seine rechtsverteidigung erforderlichen 
Aufwendungen verlangen. Außerdem bleiben weiter-
gehende Ersatzansprüche unberührt. 

* Der Autor ist rechtsanwalt in München und leitet den Bereich Süd der Wettbe-
werbszentrale. Dort betreut er unter anderem den Bereich des Sachverständi-
JHQ��XQG�3U¾ȴQJHQLHXUZHVHQV�XQG�GHU�$XWRPRELOEUDQFKH��(U�LVW�0LWDXWRU�EHLP�
Münchener Kommentar Lauterkeitsrecht, Verfasser zahlreicher Beiträge sowie 
referent in den vorgenannten Branchen und redaktionsbeirat der Zeitschrift 
„Der Kfz-Sachverständige“.




